
þ KAISERSLAUTERN (ck). Ralf Hell-
rich (Waldfischbach-Burgalben) wird
ab 1. August Hauptgeschäftsführer
der Handwerkskammer der Pfalz.
Der 45-Jährige wurde gestern von der
Kammer-Vollversammlung in Kaisers-
lautern in geheimer Abstimmung mit
26 Ja-Stimmen bei einer Gegenstim-
me gewählt. Drei Vollversammlungs-
mitglieder enthielten sich ihrer Stim-
me, eine Stimmabgabe war ungültig.

Hellrich, derzeit noch Geschäftsfüh-
rer der Kreishandwerkerschaft West-
pfalz und Kaiserslautern, tritt die
Nachfolge von Hauptgeschäftsführer
Alexander Baden an, der zum 1. Au-
gust in gleicher Position zur Hand-
werkskammer Koblenz wechselt (wir
berichteten).

Der Diplom-Volkswirt Hellrich war
bis 2001 Leitender Angestellter und
Geschäftsführer bei einer Ludwigsha-
fener Rohrleitungsbaufirma, danach
übernahm er die Geschäftsführung
der Kreishandwerkerschaft Westpfalz
in Pirmasens. Seit der Fusion der
Kreishandwerkerschaften Kaiserslau-
tern, Donnersbergkreis, Kusel und Pir-
masens im Jahr 2006 gehört er der
dreiköpfigen Geschäftsführung an.
Hellrich war als einziger Kandidat für

die Baden-Nachfolge einstimmig vom
Vorstand der Handwerkskammer vor-
geschlagen worden.

Ein Antrag gestern in der Vollver-
sammlung, die Stelle öffentlich auszu-
schreiben, fand keine Mehrheit. Ange-

lika Wöhlert (Speyer) forderte eine
Ausschreibung, damit sich mehrere
geeignete Bewerber einem offenen
Auswahlverfahren stellen könnten. Ed-
mund Werling (Hatzenbühl) schloss
sich dem Antrag mit dem Hinweis an,

dass es auch unter den Kammermitar-
beitern geeignete Personen gebe, für
die eine Bewerbung in Betracht kom-
me. Klaus Nachbauer (Ludwigshafen)
kritisierte die Informationspolitik der
Kammerführung gegenüber den Voll-
versammlungsmitgliedern, die aus
den Medien von der Personalentschei-
dung für die Baden-Nachfolge erfah-
ren hätten und nicht am Entschei-
dungsprozess hätten teilnehmen kön-
nen. Kammer-Vizepräsident Michael
Lehnert wies die Kritik zurück und
sagte, zumindest die von ihm vertrete-
ne Arbeitnehmerseite sei durchaus
über die Personalfindung informiert
worden.

Der designierte Hauptgeschäftsfüh-
rer Hellrich sagte, eines seiner Haupt-
augenmerke werde sein, die ,,Hand-
werksbetriebe zu stärken und die Kam-
mer voranzubringen". Ob die Zukunft
der Kammer in der Eigenständigkeit
liege oder in einer Fusion mit einer
Nachbarkammer, wolle er zunächst da-
hingestellt lassen. ,,Ich bin in jeder
Hinsicht offen", sagte Hellrich zu den
seit zwei Jahren vor allem mit der
Handwerkskammer Rheinhessen lau-
fenden Gesprächen über eine mögli-
che Fusion mit der Pfälzer Kammer.
 —Einwurf

Vier Tankstellen-Betreiber
klagen gegen Alkoholverbot
NEUSTADT/FRANKENTHAL (jüm).
Voraussichtlich noch in diesem Jahr
wird das Verwaltungsgericht Neu-
stadt eine mündliche Verhandlung
über das von der Stadt Frankenthal
ausgesprochene nächtliche Verkaufs-
verbot von Alkohol an Tankstellen an-
beraumen. Vier betroffene Betriebsin-
haber haben gegen das Verbot Klage
erhoben, teilte das Gericht gestern
mit. Wie berichtet, hat die Stadt in
ihrem Zuständigkeitsbereich den Al-
koholverkauf zwischen 22 und 6 Uhr
untersagt. Lediglich kleinere Mengen
von Bier und Wein dürfen in diesem
Zeitraum noch an Frankenthaler
Tankstellen abgegeben werden, wäh-
rend hochprozentiger Alkohol völlig
tabu ist. Esso hatte diese Beschrän-
kung akzeptiert (wir berichteten).
Der Widerspruch einiger Tankstellen-
betreiber war vor dem Rechtsaus-
schuss der Stadtverwaltung erfolglos
geblieben: Das rheinland-pfälzische
Ladenöffnungsgesetz lasse nachts
nur den Verkauf von Reisebedarf zu,
lautete die Begründung. Deshalb dür-
fe Alkohol nur in geringen Mengen
abgegeben werden.

De Michel sucht dringend en Job un
sprecht beim Chef vun enner Fabrik
vor. „Kummen Se mol in zwää Johr
widder vorbei ...“, krieht er gesaat.
„Gut“, määnt de Michel, „vormiddas
odder nochmiddags?“ (waw)

þ MAINZ (jüm). Das Mainzer Um-
weltministerium hat einen Verord-
nungsentwurf „zur kontrollierten Ent-
wicklung der Kormoranbestände“ in
Rheinland-Pfalz erarbeitet. Danach
dürfen diese Vögel unter bestimmten
Voraussetzungen künftig abgeschos-
sen werden. Bisher gab es dafür nur
örtlich begrenzte Ausnahmegenehmi-
gungen. In ersten Reaktionen geht
den Anglern der Entwurf nicht weit
genug, Naturschützer halten die ge-
plante Abschuss-Regelung dagegen
für einen Dammbruch.

Ein Kormoran vertilgt täglich mehrere
hundert Gramm Fisch. Seit jeher be-
trachten ihn deshalb die Fischer als
Konkurrenten. Der mächtige schwar-
ze Wasservogel wurde verfolgt, bis er
in Deutschland nahezu ausgerottet
war. Als Folge stellten ihn die Behör-
den unter Schutz, seine Bestände ha-
ben sich inzwischen wieder erholt.
Nach Meinung der Angler gibt es so-
gar viel zu viele Kormorane. Seit Jah-
ren fordern sie deshalb Regelungen,
um sein Vorkommen im Interesse der
Fischbestände einzudämmen.

Jetzt hat das Umweltministerium ei-
nen Verordnungsentwurf vorgelegt.
Nach diesem Papier dürfen Kormora-
ne in Rheinland-Pfalz geschossen wer-
den, wenn wenigstens eine der folgen-
den drei Voraussetzungen erfüllt ist:
Entweder gilt es, „erhebliche fischerei-
wirtschaftliche Schäden“ abzuwen-
den, oder eine Verfolgung wird zum
Schutz von Kulturen und Viehbestän-
den nötig oder es müssen bedrohte
Fischarten geschützt werden.

Ist eine dieser Voraussetzungen er-
füllt, soll der Wasservogel nur außer-
halb der Balz-, Brut- und Aufzuchtzei-
ten der Kormorane geschossen wer-
den dürfen. Das bedeutet, dass ihm
vom 15. August bis 15. Februar nachge-
stellt werden kann. Als zusätzliche
Hürde ist vorgesehen, dass Abschüsse
lediglich dann zulässig sind, soweit
sich die Kormoranbestände „in einem
günstigen Erhaltungszustand befin-
den“. Eine Vernichtung einzelner Po-

pulationen sei unzulässig, heißt es in
der Begründung zur Verordnung.

Darüber hinaus sieht der Entwurf
vor, dass Kormorane nur im Umkreis
von 200 Metern zu einem Gewässer
und ausschließlich von jemandem,
der einen Jagdschein besitzt, geschos-
sen werden dürfen. Getötete Tiere
müssen zudem entsorgt werden. Da-
mit die Naturschutzbehörden die Be-
standsentwicklung verfolgen und bei

einer zu starken Dezimierung ein-
schreiten können, muss die Zahl der
getöteten Tiere gemeldet werden.

Horst Koßmann, Biologe beim Lan-
desfischereiverband Rheinland-Pfalz,
geht die Verordnung längst nicht weit
genug. So ist in dem Papier von „fi-
schereiwirtschaftlichen Schäden“ als
einer möglichen Voraussetzung für
Kormoran-Abschüsse die Rede, nicht
aber von solchen Schäden, die den

schätzungsweise 70.000 Freizeitang-
lern an ihren Gewässern entstehen.
Landesweit gibt es aber laut Koßmann
lediglich etwa zwei Dutzend Berufsfi-
scher, die betroffen sein könnten. Die
Freizeitfischer befürchten deshalb,
dass die Verordnung für die von ihnen
genutzten Gewässer keine rechtliche
Grundlage für Abschüsse bietet. Und
dass so die Kormoranpopulationen
nicht auf ein für die Fischbestände ver-
trägliches Maß zurückgeführt werden
können. Deshalb fragen sie sich, ob
ihr Aufwand für Besatz und Erhaltung
der heimischen Fischbestände sowie
die Bemühungen um die Wiederein-
bürgerung von Lachs und Meerforelle
weniger wert seien als die Berufsfi-
scherei.

Wer stellt eine größere Gefährdung
für den Fischbestand dar – ein paar
hundert Kormorane oder die Zehntau-
sende von Anglern, fragt Peter Keller,
der Vorsitzende der Gesellschaft für
Ornithologie Rheinland-Pfalz (Gnor)
provokativ. Er kritisiert, dass Natur-
und Vogelschutzgebiete in der Verord-
nung nicht grundsätzlich von Kormo-
ran-Abschüssen ausgenommen wur-
den. Und er sieht mit dem Papier eine
„neue Qualität“ erreicht: Nach der Ver-
ordnung dürften Tiere allein deshalb
getötet werden, weil sie ein Konkur-
rent der Fischer seien. Spinne man die-
sen Gedanken weiter, dann könnten
demnächst Habichte und andere Grei-
fe abgeschossen werden, weil sie Jä-
gern Konkurrenz machen.

Für die CDU-Landtagsfraktion be-
zeichnete Thomas Gebhart den Ver-
ordnungsentwurf „als längst überfäl-
lig“. Allerdings sei das Papier an meh-
reren Stellen sehr vage formuliert.
Sollte sich nach einem Jahr zeigen,
dass die Regelungen nicht wirken,
müssten sie überarbeitet werden.

Laut einer Sprecherin des Umwelt-
ministeriums haben die Verbände bis
12. September Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Es sei davon auszugehen,
dass die Verordnung nach Berücksich-
tigung der Stellungnahmen noch in
diesem Jahr umgesetzt werde.

Todesopfer bei Schwelbrand. In ei-
nem Wohnhaus in Hauenstein (Land-
kreis Südwestpfalz) brach gestern
morgen ein Schwelbrand aus. Eine
86-jährige, pflegebedürftige Bewoh-
nerin kam dabei ums Leben. Die Er-
mittler vermuten einen technischen
Defekt als Brandursache. (swz)

Spitzenriesling aus Wachenheim.
Zu den 15 Gewinnern beim fünften
internationalen Weinwettbewerb
„Best of Riesling“ zählt als einziges
Pfälzer Weingut der Betrieb Emil
Zimmermann in Wachenheim. Er
kam in der Kategorie trockene Ries-
linge mit einer 2007er Wachenhei-
mer Königswingert Spätlese auf Platz
zwei. 160 Juroren haben in den ver-
gangenen zwei Tagen auf der Landes-

gartenschau in Bingen die besten
Rieslinge bei dem vom Mainzer
Weinbauministerium initiierten
Wettstreit ermittelt. Mit 1937 Bewer-
bungen, eingereicht von insgesamt
754 Erzeugern und Händlern aus
vier Kontinenten, wurde ein neuer
Anstellungsrekord erreicht, wie Mi-
nister Hendrik Hering erfreut fest-
stellte. (rö/Archivfoto: DWI)

Personalnotizen

Ruth Leppla, Landtagsabgeordnete
aus Kaiserslautern, wird heute 60
Jahre alt. Die Sozialdemokratin wur-
de 2001 als Nachfolgerin für Hilde-
gard Rogel ins Mainzer Parlament ge-
wählt. Daneben ist die frühere Arztse-
kretärin für die SPD im Kaiserslaute-
rer Stadtrat vertreten, sitzt im Auf-
sichtsrat des Westpfalz-Klinikums
und der Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft. (ita)

Thomas Cremer wird neuer Vize-
Chef des Fallschirmjägerbataillons
263 in Zweibrücken. Er löst am 1. Au-
gust Arno Schöberl ab, der nach
Hamburg geht, um sich für den Ge-
neralstab ausbilden zu lassen. Der
neue stellvertretende Bataillonskom-
mandeur lebt mit seiner Familie in
Zweibrücken. Er war vier Jahre als
Verbindungsoffizier in den USA tä-
tig. In Zweibrücken sind 1200 Fall-
schirmjäger stationiert sowie 800 Sol-
daten anderer Einheiten. 83 Zweibrü-
cker Soldaten beschützen derzeit den
zivilen Wiederaufbau im Norden Af-
ghanistans. (oy)

Zwischen Rhein
und Saar

Jäger sollen Kormorane künftig in Rheinland-Pfalz abschießen dürfen. Eine
Voraussetzung dafür ist, dass auf diese Weise „erhebliche fischereiwirt-
schaftliche Schäden“ abgewendet werden können.  —FOTOS: BILDERBOX/AP

Führungswechsel bei der Handwerkskammer Pfalz: Hauptgeschäftsführer
Alexander Baden (links) geht zur Koblenzer Kammer, zu seinem Nachfolger
wurde gestern Ralf Hellrich (rechts) gewählt. In der Bildmitte ist Kammer-
Präsident Walter Dech zu sehen.  —FOTO: VIEW

þ Die Pfälzer Handwerkskammer
hat einen neuen Hauptgeschäfts-
führer. Den zweiten innerhalb von
zwei Jahren. Das ist rekordverdäch-
tig, insbesondere, wenn man sich
die Amtszeiten der Vorgänger
Heinz Hoffmann (1999 bis 2006)
und Guido Flörchinger vor Augen
hält, der gar 20 Jahre im Amt war.
Bleibt zu hoffen, dass mit der Wahl
von Ralf Hellrich wieder Kontinui-
tät Einzug hält. Zumal im kommen-
den Jahr mit dem Ablauf der Amts-
zeit von Kammer-Präsident Walter
Dech erneut eine Spitzenposition
zu besetzen ist. Hellrich wird nicht
viel Zeit bleiben, um sich einzuar-
beiten. Dass dabei offenbar auch
Fingerspitzengefühl im Innenver-
hältnis der Kammer gefragt sein
wird, ließ sich aus der Bilanz des
scheidenden Hauptgeschäftsfüh-
rers herauslesen: Alexander Baden
vergleich sein Verhältnis innerhalb
der Kammer mit einem Elektroste-
cker, der nicht richtig in die Steck-
dose passte. Daher sei es manch-
mal zum ,,Wackelkontakt" gekom-
men. Bleibt Ralf Hellrich zu wün-
schen, dass er von Kurzschlüssen
verschont wird. (ck)

Hoffen auf

Kontinuität

þ KAISERSLAUTERN (tpr). Wegen
Untreue und Betruges muss sich seit
gestern ein 59 Jahre alter Angeklag-
ter aus dem Donnersbergkreis vor
der 7. Großen Wirtschaftsstrafkam-
mer in Kaiserslautern verantworten.

Die Staatsanwaltschaft wirft dem
Mann vor, sich in den Jahren 2002 bis
2004 auf Kosten mehrerer Personen
um insgesamt 600.000 Euro berei-
chert zu haben. Die Geschädigten sol-
len ihm Beträge zwischen 23.000 und
100.000 Euro meist ohne Quittung
überlassen haben, nachdem der Ange-
klagte ihnen versprochen hatte, das
Geld gewinnbringend, sicher und mit
hohen Renditen anzulegen. Der Be-
schuldigte, der sich teilweise gestän-
dig zeigte, hatte vor einigen Jahren in
einem anderen Verfahren bereits eine
dreieinhalbjährige Strafe kassiert. Ges-
tern erklärte der 59-Jährige, was aus
den ihm anvertrauten Geldern gewor-
den sei, könne er nicht mehr konkret
sagen. Der auf fünf Verhandlungstag
angesetzte Prozess wird am Freitag
dieser Woche fortgesetzt.

þ STRASSBOURG (lori). Die für das
Elsass geplante Lkw-Maut wird frühes-
tens Ende 2010 eingeführt. Außer-
dem ist eine Ausweitung des beste-
henden Lkw-Überholverbots in der
Region vorgesehen.

Dies gab der elsässische Präfekt Jean-
Marc Rebière in einen Brief an den
Präsidenten der Region Elsass, Adrien
Zeller, bekannt. Zeller hatte sich über
die schleppende Einführung der Lkw-
Maut beklagt. Mitunterzeichnet hat-
ten den Brief die beiden Präsidenten
der Generalräte der Departements
Haut-Rhin und Bas-Rhin, Charles Butt-
ner und Guy-Dominique Kennel. Die
Lkw-Maut werde, wie auf dem Um-
weltgipfel vergangenen Oktober be-
schlossen, zuerst im Elsass getestet,
ehe sie auf ganz Frankreich ausgewei-
tet werde, antwortete der Präfekt. Die
Hälfte der während der Testphase im
Elsass erwarteten Mauteinnahmen in
Höhe von insgesamt zehn Millionen
Euro soll in Verkehrsinfrastrukturpro-
jekte in der Region zurückfließen,
heißt es in dem Brief weiter.

Heit schunn gelacht?

þ MAINZ (kad). Das Gutachten des
Rechnungshofs zur sogenannten
Schwiegersohn-Affäre von Innenmi-
nister Karl Peter Bruch (SPD) wird
den Mainzer Landtag beschäftigen.
Das kündigten gestern die Oppositi-
onsfraktionen CDU und FDP an. Sie
unterstellten der Regierung mangeln-
de Einsicht in ihr Fehlverhalten. Laut
Innenministerium hat das Gutachten
keine „wesentlichen Neuerungen“ zu
den von Bruch bereits „eingeräumten
Umständen“ aufgezeigt.

Wie gestern berichtet, haben die Prü-
fer aus Speyer die Vergabe mehrerer
Aufträge, insbesondere die Produkti-
on des Imagefilms „Fliegen lernen“
zum Flughafen Hahn, an den damali-
gen Lebensgefährten der Tochter von
Innenminister Bruch untersucht. Der
Film samt der Herstellung von 3000
DVDs hatte einen Auftragswert von
180.000 Euro. Die Frage, ob die Art
der Auftragsvergabe rechtlich zulässig
war oder nicht, ist im Gutachten, das
der Landtag in Auftrag gegeben hatte,
nicht mit einem eindeutigen Ja oder

Nein beantwortet. Sylvia Schill, Mit-
glied des Rechnungshofs Rheinland-
Pfalz, sagte gestern, man habe Beden-
ken formuliert, weil auch bei einer frei-
händigen Vergabe Vergabegrundsätze
einzuhalten seien: „Was wir zu bemän-
geln hatten, haben wir deutlich ge-
macht.“ Das betraf die Vergabegrund-
sätze des Wettbewerbs, der Transpa-
renz und der Gleichbehandlung, die
vom Ministerium nicht eingehalten
wurden.

Das Innenministerium sieht sich
laut einer Stellungnahme darin bestä-
tigt, dass die Produktion des Films frei-
händig habe vergeben werden dürfen.
Die Prüfer seien jedoch den vom In-
nenministerium dargelegten Gründen
nicht gefolgt, warum „von der Einho-
lung von Vergleichsangeboten abgese-
hen wurde“, teilte Ministeriumsspre-
cher Eric Schaefer mit. Laut Gutach-
ten hätte ein Ideenwettbewerb das
vom Ministerium geltend gemachte
Urheberrecht nicht verletzt, wie be-
richtet. Das Ministerium geht nicht da-
rauf ein, dass die Prüfer keinen „zwin-
genden Grund“ sahen, die Gestaltung

der DVD freihändig zu vergeben.
Auch der Hinweis, Bruch hätte zur
Vermeidung des „bösen Scheins der
Parteilichkeit“ darauf verzichten sol-
len, an der Auftragsvergabe an seinen
späteren Schwiegersohn mitzuwirken,
bleibt vom Ministerium unkommen-
tiert. Es wird jedoch darauf verwiesen,
dass das Innenministerium bereits vor
der Prüfung durch den Rechnungshof
einen Vergabeleitfaden in Auftrag ge-
geben habe. Im Falle freihändiger Ver-
gaben sieht dieser vor, mindestens
drei Vergleichsangebote einzuholen.

Die Einsicht in das vom Rechnungs-
hof dokumentierte Fehlverhalten sei
kaum erkennbar, kritisierte CDU-Ge-
neralsekretär Josef Rosenbauer. „Mit
Tarnen, Täuschen und in die Büsche
schlagen kann das Ministerium die
Kritik nicht einfach wegwischen“,
kommentierte FDP-Fraktionschef Her-
bert Mertin die Reaktion des Ministeri-
ums auf das Gutachten. FDP und
CDU erinnerten daran, dass Minister-
präsident Kurt Beck (SPD) die Affäre
in der Landtagssitzung im November
als „Bagatelle“ bezeichnet hatte.

Pfalz Kompakt

þ FRANKENTHAL (os). Der ehemali-
ge Leiter der Schifferstadter Stadtwer-
ke hat 43 Fälle von Betrug, Veruntreu-
ung und Urkundenfälschung einge-
räumt. Beim gestrigen Prozessauftakt
vor der I. Großen Strafkammer des
Landgerichts Frankenthal erklärte der
48-Jährige, wie er über fingierte Rech-
nungen knapp 800.000 Euro auf pri-
vate Konten abgezweigt hat.

Ab Juni 2005 soll der Ex-Stadtwerke-
Chef Rechnungen von Bau- und Dienst-
leistungsunternehmen gefälscht ha-
ben. Dann soll er dafür gesorgt haben,
dass die Rechnungssumme nicht di-
rekt an das jeweilige Unternehmen ge-
gangen sei. Stattdessen habe er einen
Verrechnungsscheck in entsprechen-
der Höhe in Empfang genommen.

Der Schwindel flog im November
2007 auf: Eine Angestellte der Stadt-
werke sagte vor Gericht als Zeugin aus,
dass sie sich privat mit der Mitarbeite-
rin eines betroffenen Unternehmens
getroffen hatte. Diese habe von einer
kürzlich beglichenen Rechnung nichts
gewusst. Die Angestellte informierte da-
raufhin die Stadtspitze. Der Werkleiter
wurde fristlos entlassen und angezeigt.

Nach Angaben der Staatsanwalt-
schaft hatte der Mann das Geld verun-
treut, um seinen „gehobenen Lebens-
stil“ zu finanzieren. Dazu hätten unter
anderem ein sieben Meter langes Se-
gelboot, ein Sportwagen und ein Feri-
enhaus in Frankreich gezählt.

Der Angeklagte gab sich grundsätz-
lich geständig. Allerdings hegte er
Zweifel an der Höhe der Schadenssum-
me. Aus diesem Grund will das Gericht
am 21. August, 9 Uhr, die Geschäftsfüh-
rer von zwei betroffenen Firmen hö-
ren, die tatsächlich Leistungen für die
Stadtwerke erbrachten. Zudem soll Vol-
ker Hartloff, ehemaliger Präsident des
Landesrechnungshofs in Speyer, aussa-
gen. Dort hatte der Angeklagte vor sei-
nem Ruf nach Schifferstadt gearbeitet.
Das Gericht will von Hartloff die nähe-
ren Umstände zum Stellenwechsel des
Verwaltungsfachwirts erfahren.

einwurf

Kammer wählt Hellrich zum Geschäftsführer
Handwerkerversammlung votiert mit einer Gegenstimme für den 45-Jährigen als Baden-Nachfolger

600 000 Euro
veruntreut?
59-Jähriger vor Gericht

Maut im Elsaß
nicht vor 2010
Präfekt nennt Zeitplan

Abschuss-Regelung für Kormoran kritisiert
Umweltministerium legt Verordnungsentwurf vor – Freizeitfischern geht Papier nicht weit genug

„Kritik nicht einfach wegwischen“
Opposition will Rechnungshof-Gutachten zu Bruch im Landtag thematisieren

Ex-Werkleiter
gesteht Betrug
Urteil im August erwartet
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